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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.06.1959 

Geschäftszahl 

2675/55 

Rechtssatz 

Privatrechtliche Vereinbarungen über die Leistung von Sozialversicherungsbeiträgen (hier: zwischen Partnern 
einer Arbeitsgemeinschaft) können das öffentlich-rechtliche Verpflichtungsverhältnis des Arbeitgebers zu dem 
Sozialversicherungsträger hinsichtlich der Leistung von Sozialversicherungsbeiträgen in keiner Weise berühren, 
sondern lediglich interne Rechtsverhältnisse zwischen den Parteien des Privatrechtes schaffen. Über die 
Verpflichtung einer Partei zur Erbringung von Leistungen auf Grund solcher privatrechtlicher Vereinbarungen 
abzusprechen, fiele aber in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte und nicht in die der 
Verwaltugnsbehörden, deren Befugnis, über die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen 
zu entscheiden, auf die unmittelbar aus den sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften abzuleitende 
Beitragspflicht beschränkt ist. 


